
Ein  allgemeiner  zivil-  und  strafrechtlicher  Überblick  über 
verschiedene Aspekte der Prostitution, Stand 2007. Dies ist keine 
Rechtsberatung, es gibt keine Gewährleistung und keine Haftung. 
Wohl verrückt geworden.

Die Informationen dieses Dokumentes wurden aus verschiedenen 
Quellen zusammengetragen und ergänzt von Vitus, registriert bei

6. Sperrbezirke

"Skandal  im  Sperrbezirk",  den  Text  dieses  NDW-Gassenhauers  der  Spider 
Murphy  Gang  konnte  1981 in  Deutschland  jedes  Kind  mitsingen,  auch  wenn 
sicher nicht jedes Kind wusste, was ein Sperrbezirk ist.
Sperrbezirke  oder  Sperrgebiete  sind  solche  Stadtgebiete,  in  denen  durch 
sogenannte Sperrgebietsverordnungen, also durch kommunale bzw. städtische 
Rechtsverordnungen,  festgelegt  wird,  dass  man  dort  der  Prostitution  nicht 
nachgehen darf. Meist wird  die Ausübung der Prostitution nur außerhalb eines 
bestimmten Gebietes, vorwiegend außerhalb der Innenstädte, erlaubt oder sogar 
ganz detailliert  bestimmt,  in  welchen Gebieten, Straßen und/oder zu welchen 
Zeiten der Prostitution nachgegangen werden darf.

Durch derartige Sperrgebietsverordnungen wurde in vielen Städten Deutschlands 
entscheidend  die  Entstehung  von  Rotlichtvierteln  begünstigt,  wie  z.  B.  in 
Frankfurt  a.M.  Oft  entstand  ein  Rotlichtviertel  in  unmittelbarer  Nähe  eines 
Straßenstriches. Diese Entwicklung wurde auch dadurch verstärkt, dass andere 
typische Einrichtungen, wie z.B. Sexshops planungs- und baurechtlich ebenfalls 
nur  in  bestimmten  Gebieten  zugelassen  wurden.  In  Städten,  die  keine 
Sperrgebietsverordnungen haben, ist eine Konzentration auf Rotlichtviertel nur 
im begrenzten Umfang zu beobachten, wie etwa Berlin, nach wie vor die einzige 
Stadt in
Deutschland, die seit jeher ohne Sperrbezirke gut ausgekommen ist, wo allenfalls 
die Gegend um den Stuttgarter Platz ("Stutti") als Rotlichtviertel zu bezeichnen 
wäre, der bedeutungsmäßig im Vergleich mit den Gesamtaktivitäten des Berliner 
Rotlichtmilieus aber keine entscheidende Bedeutung zukommt.

Ermächtigung
Die Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen, mit denen zum Schutz 
der  Jugend  und  des  öffentlichen  Anstandes  Sperrgebiete  eingerichtet  werden 
können, enthält Art. 297 Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch (EGStGB). Art. 
297    EGStGB   geht  zurück  auf  §  361  Nr.6  RStGB,  der  Prostitution  als 
Straftatbestand erfasste.
In  Art.  297  EGStGB  werden  zunächst  die  Landesregierungen  ermächtigt,  die 
jedoch nach Abs. 2 dieses Artikels die Ermächtigung auf oberste Landesbehörden 
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oder  höhere  Verwaltungsbehörden  übertragen  können.  Der  Erlass  der 
Sperrgebietsverordnungen  ist  also  Ländersache  bzw.  Angelegenheit  der 
Kommunen, somit sind die Prostituierten in den verschiedenen Bundesländern 
auch unterschiedlich ausgestalteten Sperrgebietsverordnungen unterworfen. Alle 
Bundesländer mit Ausnahme von Berlin haben von der gesetzlichen Möglichkeit 
des  Art.  297 EGStGB Gebrauch gemacht  und Sperrgebiete  eingeführt  -  auch 
weitestgehend nach anfänglichen Zögern die neuen Bundesländer.
Eine Gemeinde mit bis zu 50.000 Einwohnern kann die Prostitution auf ihrem 
Gebiet sogar völlig verbieten.

Inhalt
Meist ist von diesen Verboten vor allem die öffentlich sichtbare Prostitution, also 
die  Straßenprostitution  oder  Bordell-  und  Barprostitution  mit  Außenwirkung 
betroffen, seltener auch die Wohnungsprostitution. Insofern muss jede einzelne 
Sperrgebietsverordnung sehr genau gelesen werden, zumal auch Unterschiede 
darin  bestehen,  wer  bei  Verstößen  mit  einem  Bußgeld  oder  eine  Strafe 
sanktioniert, nur die Prostituierte selbst oder auch der Freier.

Auch  die  Frage,  welche  Erscheinungsform  der  Prostitution  konkret  untersagt 
wird, kann mitunter sogar Gerichte beschäftigen. Wie fein da die Definitionen 
unterschieden werden können und welche "gestalterischen" Möglichkeiten eine 
Sperrgebietsverordnung der  Kommune gibt,  zeigt  eine Entscheidung des VGH 
Kassel  von  1992,  in  deren  Leitsatz  ganz  nebenbei  auch  eine  Definition  von 
Wohnungsprostitution enthalten ist:
1. Verbietet eine Sperrgebietsverordnung für einen Teil des betroffenen Gebiets  
die Ausübung der Prostitution in "Prostituiertenunterkünften", "Massagesalons"  
und "sonstigen überwiegend von Prostituierten genutzten Häusern", ist dort in  
Gebäuden  nur  die  sogenannte  Wohnungsprostitution  zulässig  (sogenanntes  
relatives Sperrgebiet).
2. Wohnungsprostitution in diesem Sinne liegt nicht mehr vor, wenn in einem  
Gebäude entweder die Zahl der Prostituierten oder der Flächenanteil der ihnen  
überlassenen Räume im Verhältnis zur Anzahl der übrigen Hausbewohner bzw.  
zum Flächenanteil der diesen zur Verfügung stehenden Räume überwiegt. Ohne  
Rücksicht  auf  diese  Relation  liegt  Bordellprostitution  und  nicht  
Wohnungsprostitution  vor,  wenn  das  Gebäude  auf  andere  Weise  durch  die  
Prostitutionsausübung sein Gepräge erhält (wird ausgeführt).
Vorausgegangen war ein Urteil des Verwaltungsgerichts Frankfurt a.M. von 1990 
zu § 1 Abs. 2 der " Verordnung zum Schutze der Jugend und des öffentlichen 
Anstandes in Frankfurt am Main vom 23. Dezember 1986".

Verstöße und Sanktionen
Verstöße gegen die Sperrgebietsverordnungen werden als Ordnungswidrigkeiten 
(§ 120 OWiG) oder im Wiederholungsfall als Vergehen (§ 184a StGB) geahndet.

a) § 120 I Nr.1 OWiG: verbotene Ausübung der Prostitution
§ 120 I Nr.1 und II OWiG, sanktioniert die sogenannte verbotene Ausübung der 
Prostitution:
"(1) Ordnungswidrig handelt, wer 
1. einem durch Rechtsverordnung erlassenen Verbot, der Prostitution  an 
bestimmten  Orten  überhaupt  oder  zu  bestimmten  Tageszeiten  nachzugehen,  
zuwiderhandelt oder...
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden."
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Diese  Norm  bezweckt  nach  den  Motiven  des  Gesetzgebers  den  Schutz  der 
Allgemeinheit, namentlich von Jugendlichen, vor den mit der Prostitution generell 
verbundenen  Belästigungen  und  Gefahren,  ohne  dass  es  auf  eine  konkrete 
Belästigung oder Gefährdung im Einzelfall ankommt.
Sanktioniert wird hier der Verstoß gegen das Verbot der Prostitutionsausübung in 
einem Sperrbezirk oder zu Sperrzeiten.

Tatbestandsvoraussetzung ist, dass jemand in einem Sperrgebiet oder zu einer 
Sperrzeit der Prostitution nachgeht. Der Prostitution geht nach, wer sie ausübt - 
es genügt, wenn der Täter sich in erkennbarer Weise, etwa durch Herumstehen 
an bestimmten Stellen oder bloßes Auf- und Abgehen, zu sexuellen Handlungen 
gegen  Entgelt  anbietet.  Unter  "Ausübung  der  Prostitution"  ist  mithin  nicht 
lediglich der Vollzug des Geschlechtsverkehrs oder anderer sexueller Handlungen 
gegen Entgelt zu verstehen, sondern bereits deren Anbahnung. Dies wurde von 
den  Behörden  zum  Teil  so  streng  ausgelegt,  dass  schon  Werbung  und 
Kundentelefonate aus einer privaten Wohnung heraus, die im Sperrgebiet liegt, 
verboten sind, auch wenn der Gast dann bei sich zuhause oder in einem Hotel 
außerhalb des Sperrgebiets besucht wird.
Der im Strafrecht so genannte subjektive Tatbestand verlangt Vorsatz.

[§  120  Abs.  1  Satz  2  OWiG  enthält  zudem  das  nach  wie  vor  geltende 
Werbeverbot  für  Prostituierte,  worauf  an  andere  Stelle  des  Ratgebers  noch 
eingegangen wird.]

b) § 184d StGB: Ausübung der verbotenen Prostitution
"Wer  einem  durch  Rechtsverordnung  erlassenen  Verbot,  der  Prostitution  an  
bestimmten  Orten  überhaupt  oder  zu  bestimmten  Tageszeiten  nachzugehen,  
beharrlich zuwiderhandelt,  wird mit Freiheitsstrafe bis zu 6 Monaten oder mit  
Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen bestraft."
Rechtsgut des  § 184d StGB ist auch hier das Interesse der Allgemeinheit, an 
bestimmten Orten vor den mit der Prostitution verbundenen Belästigungen sicher 
zu sein.
Die Vorschrift stellt zusammen mit § 120 I Nr.1 OWiG einen Mischtatbestand dar, 
dessen  Verwirklichung  sie  bei  "beharrlicher"  Zuwiderhandlung  gegen  eine 
Sperrgebietsverordnung zur Straftat qualifiziert. § 184d StGB stellt die schärfste 
Form der Sanktion von Verstößen gegen Sperrgebietsverordnungen dar.
Der "Prostitution nachgehen" bedeutet nicht nur Prostitutionsausübung, sondern 
schon das unmittelbare Aufsuchen von Gelegenheiten dazu.
"Beharrlich"  setzt  wiederholte  Zuwiderhandlung  in  einer  Haltung  voraus,  die 
gesteigerte Missachtung oder Gleichgültigkeit gegenüber dem Verbot offenbart 
und deshalb weitere Wiederholung indiziert. 
Der  subjektive  Tatbestand  verlangt  Vorsatz;  bedingter  Vorsatz  genügt  –  ein 
sicheres Wissen um das Handeln an einem verbotenen Ort oder zur verbotenen 
Zeit muss also nicht vorhanden sein.
Die Tat ist ein eigenhändiges Delikt, d.h. Täter kann nur sein, wer selbst der 
Prostitution  in  der  verbotenen  Weise  nachgeht.  Der  Kunde  der  Prostituierten 
bleibt straflos, wenn sich sein Beitrag auf den zahlenden Freier beschränkt.

c) § 184e StGB: Jugendgefährdende Prostitution
Diese  Vorschrift  knüpft  nicht  an  Sperrgebietsverordnungen  an,  sondern 
sanktioniert die Prostitution an solchen Orten, wo sie damit gesetzlich definiert 
als jugendgefährdend angesehen wird:
"Wer der Prostitution
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1. in der Nähe einer  Schule oder anderen Örtlichkeit,  die  zum Besuch durch  
Personen unter achtzehn Jahren bestimmt ist, oder
2.  in  einem Haus,  in  dem Personen unter  achtzehn Jahren wohnen,  in  einer  
Weise nachgeht, die diese Personen sittlich gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis  
zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft."
§ 184e StGB dient dem Jugendschutz. 
Die Vorschrift enthält 2 Tatbestände, denen gemeinsam ist, dass durch die dort 
beschriebene Prostitutionsausübung eine sittliche Gefährdung von Jugendlichen 
eintreten muss.
Nach Nr.1 ist die Prostitutionsausübung in der Nähe von Schulen oder anderen 
Örtlichkeiten,  die  zum Besuch  von  Personen unter  18 Jahren  bestimmt sind, 
strafbar  -  zu  den Örtlichkeiten  gehören z.B.  Jugendheime,  Kindergärten  oder 
Spielplätze.
Nr.2 erfasst die Prostitutionsausübung in einem Haus, in dem Personen unter 18 
Jahren  wohnen,  d.h.  dort  ihre  nicht  nur  vorübergehende  räumliche 
Lebensgrundlage haben.

Beide Tatbestände setzen voraus, dass Minderjährige hierdurch sittlich gefährdet 
werden. Dies beschränkt den Strafschutz auf Fälle, in denen nach den konkreten 
Umständen  nahe  liegt,  dass  die  Prostitutionsausübung  oder  ihre 
Begleiterscheinungen  von  tatsächlich  anwesenden  geschützten  Personen 
wahrgenommen und in ihrer sexuellen Bedeutung erfasst werden. Der subjektive 
Tatbestand verlangt mindestens bedingten Vorsatz.

Zwischenfazit:
Täter der genannten Straf- und OWiG-Tatbestände können nach ihrem Wortlaut 
nur Prostituierte (Frau, Mann, Transsexuelle) selbst sein. Der Freier bleibt als 
"notwendiger" Teilnehmer (dies bedeutet, die Strafbarkeit des Täters setzt seine 
Mitwirkung  begrifflich  voraus)  stets  straflos.  Tathandlung  bei  verbotener 
Prostitution nach diesen Vorschriften ist unabhängig vom Wortlaut der jeweiligen 
Sperrgebietsverordnung auch stets jede Form von Anbahnung.

Sanktionierung des Freiers
Da  die  vorstehend  beschriebenen  Normen  eine  Bestrafung  des  Freiers 
grundsätzlich  nicht  vorsehen,  sind  einige  Städte  und  Kommunen  mittlerweile 
dazu übergegangen,  durch  entsprechende,  konkrete  Verbotsformulierungen  in 
ihrer Sperrgebietsverordnung oder einer anderen kommunalen Ordnungssatzung 
auch die Kunden von Prostituierten zu kriminalisieren.

So findet sich für  Frankfurt a.M. in der Polizeiverordnung (i.d.F. von 2005) in 
Ergänzung und Erweiterung der eigentlichen Sperrgebietsverordnung von 1986 
die folgende Vorschrift:
§ 9a Ansprechen von Prostituierten in Sperrgebieten 
"Das  Ansprechen  von  Prostituierten  zum  Zwecke  der  Vereinbarung  sexueller  
Handlungen  ist  in  Gebieten,  in  denen  das  Nachgehen  der  Prostitution  durch  
Rechtsverordnung untersagt ist, verboten."
Verstöße,  nicht  nur  vorsätzliche  sondern  auch  fahrlässige,  werden  als 
Ordnungswidrigkeit verfolgt. Die Geldbuße kann bis zu 5000 Euro betragen.

In Köln findet sich ein solches Ansprechverbot in §13 der Kölner Straßenordnung 
(KStO, der ordnungsbehördliche Verordnung über die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung im Gebiet der Stadt Köln, insbesondere auf den Straßen und in den U-
Bahn-Anlagen), wo es wie folgt formuliert ist:
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§ 13 Sperrbezirk
"Innerhalb der in der Verordnung zum Schutze der Jugend und des öffentlichen  
Anstandes für den Bereich der Stadt Köln jeweils beschriebenen Sperrbezirke ist  
es untersagt, zu Prostituierten Kontakt aufzunehmen, um sexuelle Handlungen  
gegen Entgelt zu vereinbaren."
Daneben enthält dieser Paragraph auch noch einmal eine detaillierte Auflistung 
der zum Sperrgebiet gehörenden Straßen.
Ein Verstoß kann hier nach § 22 der KStO als Ordnungswidrigkeit mit einer 
Geldbuße bis zu 2000 Euro geahndet werden.

Ein weiteres Beispiel, welches bei seiner Einführung im Jahre 2004 für Aufsehen 
sowohl in den Medien als auch in der Freierszene gesorgt hat, ist Leipzig. Dort 
enthält  die  Polizeiverordnung  über  öffentliche  Sicherheit  und  Ordnung  in  der 
Stadt  Leipzig  ein  Ansprechverbot  für  Freier  unabhängig von einem konkreten 
Sperrgebiet:
§ 3 Ansprechverbot zur Anbahnung der Prostitution
"In  Wohn-  und  Mischgebieten,  insbesondere  in  der  näheren  Umgebung  von  
Schulen sowie Kinder- und Jugendeinrichtungen, ist es auf öffentlichen Straßen,  
Wegen und Plätzen sowie in öffentlichen Grün- und Erholungsanlagen untersagt,  
zu Personen Kontakt aufzunehmen, um sexuelle Handlungen gegen Entgelt zu  
vereinbaren."
Verstöße können nach § 18 der Leipziger Polizeiverordnung mit einer Geldbuße 
von  5  bis  1000  Euro,  fahrlässige  Verstöße  mit  einer  Geldbuße  bis  500  Euro 
geahndet werden.

Ferner ist in Düsseldorf, wo Straßenprostitution gänzlich verboten ist, auch das 
Ansprechen  von  Prostituierten  untersagt.  Ebenso  in  Essen,  wo  sich  der 
Sperrbezirk  rund  um  den  Hauptbahnhof  und  die  Innenstadt  befindet.  Das 
Auflesen von Prostituierten wird dort als Ordnungswidrigkeit mit einem Bußgeld 
von  250  Euro  bestraft.  Mit  Bußgeldern  geht  die  Polizei  gegen  den  illegalen 
Straßenstrich in Stuttgart im sog. Bohnenviertel (Innenstadt) vor. Hier werden 
Bußgeldbescheide auch an Freier geschickt. "Schweden light" nennt die Polizei in 
Stuttgart dieses Modell.

Weitere Städte, die auch die Kunden von Prostituierten mit einem sogenannten 
Ansprechverbot belegen, sind dem Verfasser bislang nicht positiv bekannt.

Definitiv  straffrei  bleiben  Freier  u.a.  in  den  Städten  Hamburg,  Hannover, 
München, Regensburg und Konstanz, wo in den Sperrgebietsverordnungen 
kein Ansprechverbot formuliert und die Verbote dem Wortlaut der o.g. Straf- und 
Ordnungswidrigkeitentatbestände entsprechen.

Exkurs: Frankreich
Unser  Nachbarland  Frankreich  kennt  übrigens  auch  ein  Ansprechverbot  und 
bestraft auch die Freier.
Frankreich  verbietet,  wie  bereits  in  einem vorangegangenen Kapitel  erwähnt, 
Bordelle, so dass dort Prostitution, die als solche generell erlaubt ist, vorwiegend 
in  den großen Städten als  Straßenprostitution  stattfindet.  Allerdings sind  seit 
Ende der 90er Jahre sowohl durch die Gesetzgebung als auch durch kommunale 
Behörden immer stärker werdende Restriktionen gegen die Straßenprostitution 
zu  verzeichnen.  So  ist  in  Frankreich  "aktives  Anwerben",  also  auch  direktes 
Ansprechen zur Kontaktaufnahme auf öffentlichen Straßen und Plätzen sowohl 
für Prostituierte wie auch für Freier strafbar. Seit einer Gesetzesverschärfung von 
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2003  können  Prostituierte  auch  für  "passives  Anwerben"  (z.B.  Anlächeln, 
Blickkontakt)  mit  zwei  Monaten  Gefängnis  oder  Geldstrafe  bestraft  werden. 
Zudem werden Freier wie Prostituierte vermehrt wegen des Straftatbestandes 
"Sexueller Exhibitionismus" angeklagt, zum Teil bis zu 15 Stunden inhaftiert und 
zu Geldstrafen verurteilt.

Rechte bei polizeilichen Kontrollen
Neben den Verstößen gegen die Ansprechverbote aus Sperrgebietsverordnungen 
kann man insbesondere auf dem Straßenstrich natürlich noch in den Verdacht 
anderer Straftaten und somit in eine polizeiliche Kontrolle zu geraten. Vor allem, 
wenn  der  Freier  eine  Straßenprostituierte  in  seinem Auto  sitzen  hat,  wegen 
Verdachts auf Drogenbesitz oder auch, weil die Prostituierte minderjährig sein 
könnte  (inwieweit  sich  Freier  insofern  strafbar  machen,  wurde  bereits  im 
vorherigen  Kapitel  behandelt).  In  solchen  Fällen  gilt  es  einige  einfache 
Verhaltensregeln zu beherzigen und um die Rechte der Polizisten zu wissen.

Welche  Rechte  die  Polizei  im  einzelnen  hat,  z.B.  zur  Verhaftung  oder  zur 
Gewaltahnwendung,  darauf  kann  in  diesem  Rahmen  nicht  ausführlich 
eingegangen  werden.  Wird  die  Polizei  im  Rahmen  der  Strafverfolgung  tätig 
richten sich ihre Befugnisse nach der Strafprozessordnung (StPO), in dem hier 
interessierenden  Zusammenhang  dürfte  die  Polizei  zumeist  im  Rahmen  der 
Gefahrenabwehr tätig werden, so dass sich ihre Befugnisse nach dem jeweiligen 
Landesgesetz  zum  Schutz  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung  (kurz 
Polizeigesetz)  richten.  Die  Landespolizeigesetze  sehen  stets  sowohl  einige 
Ermächtigungsnormen für spezielle Maßnahmen vor, sowie eine Generalklausel 
(z.B. § 11 Nds. SOG), die geeignete Maßnahmen bei Vorliegen einer Gefahr für 
die  öffentliche  Sicherheit  oder  Ordnung  erlaubt.  Dabei  ist  insbesondere  die 
"öffentliche  Ordnung"  ein  sogenannter  unbestimmter  Rechtsbegriff,  der  recht 
weite  Auslegungen  zuletzt,  da  er  an  die  "Wert-  und  Moralvorstellungen  der 
Gesellschaft" anknüpft. Die "geeignete" Maßnahme zur Beseitigung der Störung / 
Gefahr liegt dann im Ermessen der Beamten.

Besonders  genannte  Maßnahmen  sind  u.a.  das  Recht  zur  Befragung, 
Identitätsfeststellung,  vorläufigen  Festnahme,  Durchführung 
erkennungsdienstlicher  Maßnahmen,  Durchsuchung  von  Personen  und  Sachen 
sowie das Recht, einen Platzverweis (Aufenthaltsverbot) auszusprechen.

Bei einer Befragung (§ 12 Nds. SOG) muss grundsätzlich immer Angaben zur 
Person machen, auch dann, wenn man einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit 
beschuldigt  wird.  In  diesem Fall  ist  jedoch niemand verpflichtet  Angaben zur 
Sache zu machen. Die Polizei muss dann jedoch auch darauf aufmerksam, dass 
man  als  beschuldigter  befragt  wird,  und  darauf  hinweisen,  dass  man  keine 
weiteren Angaben als zur Identitätsfeststellung nötig machen muss.

Genauso wenig ist man in aller Regel verpflichtet, einer polizeilichen Vorladung 
(§ 16 Nds. SOG) nachzukommen. Eine solche Pflicht besteht nur bei Vorliegen 
einer  Gefahr  für  Leib,  Leben  oder  Freiheit  und  bei  einer  Vorladung  zwecks 
Durchführung von erkennungsdienstlichen Maßnahmen, dann ist eine Vorladung 
auch zwangsweise durchsetzbar.
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Im hier interessierenden Zusammenhang, also auf dem Straßenstrich oder auch 
im Falle einer Razzia im Bereich der Bordell- oder Wohnungsprostitution, dürfte 
einem Freier zumeist nicht mehr drohen als die Aufnahme der Personalien.

Eine  spezielle  Eingriffsbefugnis  zur  Personalienfeststellung  im  Zusammenhang 
mit Prostitution enthält übrigens das Polizeigesetz des Landes Thüringen in § 14 I 
PAG:
„(1) Die Polizei kann die Identität einer Person feststellen,
1. (...)
2. wenn die Person sich an einem Ort aufhält,
a) (...)
b) an dem Personen der Prostitution nachgehen.

Eine  vorläufige  Festnahme  (Gewahrsam,  §  18  Nds.  SOG)  droht  nur  in 
besonderen Fällen, etwa wenn es gilt, die unmittelbar bevorstehende Begehung 
oder Fortsetzung einer Straftat einer Ordnungswidrigkeit von erheblicher Gefahr 
für die Allgemeinheit zu verhindern, oder wenn dies unerlässlich ist,  um eine 
Platzverweisung durchzusetzen.

Wird man jedoch ausnahmsweise bei Vorliegen entsprechender Voraussetzungen 
in  Gewahrsam  genommen,  muss  man  spätestens  am  Ende  des  Folgetages 
freigelassen werden,  wenn nicht vorher  die  Fortdauer der  Freiheitsentziehung 
durch  richterliche  Entscheidung angeordnet  worden ist,  welche  "unverzüglich" 
nach der Ingewahrsamnahme zu erfolgen hat.

Das  wohl  häufigste  Mittel  um  die  Einhaltung  von  Sperrgebietsverordnungen 
durchzusetzen, dürfte der Platzverweis (§ 17 Nds. SOG) sein, wobei zur Abwehr 
einer  Gefahr  jede  Person  vorübergehend  von  einem  Ort  verwiesen  oder  ihr 
vorübergehend  das  Betreten  eines  Ortes  verboten  werden  kann.  Leistet  man 
einem  solcher  Platzverweisung,  muss  man  wie  gesagt  damit  rechnen,  in 
Gewahrsam genommen zu werden. Im Niedersächsischen Polizeigesetz ist eine 
zeitliche  Begrenzung der Platzverweisung nur insofern vorgesehen, als zeitlich 
(und natürlich auch örtlich) auf den zur Verhütung der Straftat erforderlichen 
Umfang zu beschränken ist.

Eine Durchsuchung von Sachen oder Personen könnte auf dem Straßenstrich z.B. 
gerechtfertigt sein, wenn ein Freier  mit  einer offensichtlich  drogenabhängigen 
Prostituierten angetroffen wird und ein Verdacht auf unerlaubten Drogenbesitz 
besteht.

Wie die vorstehenden Ausführungen verdeutlichen, droht einem Freier, der sich 
im erlaubten Rahmen hält, weder bei Kontrollen auf dem Straßenstrich noch bei 
Razzien  in  Bordellen  größeres  Ungemach.  Abgesehen  vielleicht  von 
Peinlichkeiten, die bei  Razzien im Bordellbereich entstehen können, an denen 
stets auch weibliche Beamten beteiligt sind.

Um weitere Unannehmlichkeiten und Schwierigkeiten zu vermeiden,  empfiehlt 
sich, bei Kontakt mit Polizei und Ordnungsbehörden stets höflich und sachlich zu 
bleiben, witzige, ironische oder sarkastische Bemerkungen zu vermeiden und vor 
allem keinerlei körperlichen Widerstand zu leisten.
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Selbstverständlich hat man stets das Recht, dass die Beamten sich ausweisen, 
worauf  man  insbesondere  bei  Zivilstreifen  nicht  verzichten  sollte.  In  diesem 
Zusammenhang sollte man wissen, dass metallene  Kriminalmarken nicht mehr 
gültig sind, sondern nur noch Dienstausweise im Scheckkartenformat.

Sollte man sich ungerecht oder unfair  behandelt fühlen, z.B. durch einen der 
Situation  unangemessenen  Befehlston  der  Beamten,  kann  man  aber  ohne 
Weiteres  einen  sachlichen  Ton  einfordern.  Ist  man  mit  Maßnahmen  oder 
Verhalten  der  Polizei  nicht  einverstanden,  kann  man  nach  dem  Einsatzleiter 
fragen und bei diesem vorsprechen. Eine weitere Möglichkeit besteht darin, sich 
Namen und Dienststelle der handelnden Beamten zu notieren, um später eine 
Dienstaufsichtsbeschwerde einzulegen, die aber in  aller  Regel  genau wie eine 
Beschwerde  beim  Einsatzleiter  ohne  große  Wirkung  oder  gar  Erfolg  bleiben 
dürfte. Jeder kennt sicher den Spruch, eine Dienstaufsichtsbeschwerde sei "FFF", 
also formlos, fristlos, fruchtlos.

Einzelne Sperrgebietsverordnungen
Wohl  für  die  größte  Zahl  von  NoFI-Usern  interessant  dürfte  die  Situation  in 
Hamburg  und  Hannover  sein,  daher  hier  ein  paar  Details  zu  diesen  beiden 
Städten:

a) Hamburg
Witziger Weise sind ausgerechnet auch die Stadtteile St. Pauli und St. Georg mit 
ihren berühmten Rotlichtvierteln Sperrgebiete.  Straßenprostitution ist nach der 
Verordnung über das Verbot der Prostitution vom 21. Oktober 1980 eigentlich im 
gesamten Stadtgebiet verboten:

" 1 Abs. 1 Satz 1: "Es ist verboten, innerhalb folgender Gebiete auf öffentlichen 
Straßen, Wegen, Plätzen und Anlagen sowie an sonstigen Orten, die von dort aus  
eingesehen werden können, der Prostitution nachzugehen:
1. In den Stadtteilen St. Georg, Neustadt, St. Pauli und Altona-Altstadt,
2.  in  den  Ortsteilen  101  und  102  des  Stadtteils  Hamburg-Altstadt  und  dem  
Ortsteil 207 des Stadtteils Altona-Nord."
(Die Grenzen der genannten Stadtteile und Ortsteile ergeben sich einer Anlage 
zur  Anordnung  über  die  Einteilung  des  Gebiets  der  Freien  und  Hansestadt 
Hamburg vom 7. September 1965), zuletzt geändert am 7. Oktober 1980.)

Ausgenommen  von  diesem  Verbot  ist  seit  1970  im  Stadtteil  St.  Pauli  die 
weltberühmte  Herbertstraße  innerhalb  der  an  ihren  Ausgängen  errichteten 
Sperrtore. Ausnahmen sind ferner die Reeperbahn sowie einige weitere Straßen 
im Stadtteil  St. Pauli.  Dort dürfen Prostituierte von 20 Uhr bis 6 Uhr auf der 
Straße stehen und Passanten auch aktiv ansprechen (kobern). Wörtlich heißt es 
dazu in der Verordnung:

§ 1 Abs. 2: "Das Verbot [...] gilt in dem Gebiet, das begrenzt wird durch die  
Straßen  Davidstraße  -  Erichstraße  -  Gerhardstraße  -  Friedrichstraße  -  
Balduinstraße - Silbersackstraße - Reeperbahn, nur für die Stunden von 6 bis 20  
Uhr. Die Flächen der begrenzenden Straßen sind mit Ausnahme der Reeperbahn  
und der Ostseite der Davidstraße mit in das Gebiet eingeschlossen."
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Absatz  3  enthält  schließlich  eine  Ausnahme  für  einen  sehr  eng  begrenzten 
Bereich  des  Straßenstrichs  Fischmarkt  an  der  Großen  Elbstraße  für  die  zeit 
zwischen 4 und 20 Uhr.

Im  Stadtteil  St.  Georg  ist  die  Sperrgebietsverordnung  nicht  aufgehoben, 
trotzdem stehen hier mehr oder weniger den ganzen Tag über Prostituierte auf 
den Straßen.  Mitarbeitern der  Milieuaufklärung in  Hamburg St.  Georg zufolge 
werde die Sperrgebietsverordnung von Polizei und Ordnungsbehörde vorwiegend 
dazu  genutzt,  um  Prostituierte  mit  illegalem  Aufenthaltstatus  ausfindig  zu 
machen und abzuschieben. (Quelle: eine Publikation der Bundestagsfraktion der 
Grünen von 2004)

Die Hamburger Sperrgebietsverordnung verbietet nach ihrem Wortlaut nur die 
Ausübung  der  Prostitution,  nicht  die  Aktivität  des  Freiers,  also  nicht  das 
Ansprechen der Prostituierten.

Die Bordell- und Wohnungsprostitution ist in ganz Hamburg erlaubt. Sie wird nur 
dann geahndet, wenn Wohnraum zu Gewerberaum zweckentfremdet wird.

b) Hannover
In  Hannover  ist  mit  der  Einführung  der  neuen  Sperrgebietsverordnung, 
veröffentlicht am 07.09.2005 im Nds. Ministerialblatt, das gesamte Stadtgebiet 
zum Sperrgebiet  erklärt  worden,  mit  Ausnahme  der  Herschelstraße  zwischen 
Celler- und Brüderstraße und der Andreasstraße bis Ecke Mehlstraße sowie der 
Mehlstraße eingeschränkt zwischen 20 und 6 Uhr.

Offensichtlich  betrifft  die  hannoversche  Verordnung  lediglich  die 
Straßenprostitution, der genau Text ist jedoch dem Verfasser nicht bekannt und 
im Internet nicht veröffentlicht.

c) Weitere Städte und Links

Stuttgart:  Die  Sperrgebietsverordnung  gilt  für  das  gesamte  Stadtgebiet. 
Allerdings steht inmitten der Innenstadt das Drei-Farben-Haus, ein Laufhaus, in 
dem über  80  Prostituierte  ihre  Dienste  anbieten.  Animation  in  den  Fenstern 
werde nicht geahndet, sagt der Leiter der Ermittlungsgruppe Prostitution, sehr 
wohl aber aktive Animation vor dem Haus oder aus den Fenstern heraus. 

Dresden:  Hier  wurde fast  das gesamte Stadtgebiet  zum Sperrgebiet  erklärt. 
Somit  ist  faktisch  jegliche  Form der  Prostitution  verboten,  nicht  nur  auf  der 
Straße, sondern auch in Wohnungen. Die Polizei wertet entsprechende Annoncen 
in  Tageszeitungen  aus  und  fordert  bei  Razzien  die  Betreiberinnen  der 
Modellwohnungen  auf,  das  Sperrgebiet  mit  ihrem Gewerbe  innerhalb  von  14 
Tagen zu verlassen. Bei Zuwiderhandlung werden hohe Bußgelder verhängt.

Im Internet veröffentlicht sind Sperrgebietsverordnungen folgender Städte:

Hamburg: http://hh.juris.de/hh/gesamt/ProstVerbV_HA.htm
Regensburg: http://www.regensburg.de/stadtrecht/satzungen/3-5-1.shtml
München: 
http://www.muenchen.info/dir/recht/A_SperrbezirksV/A_SperrbezirksV_2005080
8.htm
Konstanz: http://www.konstanz.de/rathaus/buergerservice/ortsrecht/III-03.pdf
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Köln  (Straßenordnung):  http://www.stadt-
koeln.de/imperia/md/content/pdfdateien/10.pdf
Leipzig (PolizeiVO): http://www.leipzig.de/de/buerger/satzungen/3_01.PDF

Kritik
An der Praxis der Sperrgebietsverordnungen ist insbesondere nach Einführung 
des  Prostitutionsgesetzes  viel  Kritik  geübt  worden,  da  sie  dem  eigentlichen 
Zweck  dieses  Gesetzes,  Prostitution  zu  legalisieren  und  vom  Makel  der 
Unsittlichkeit  zu  befreien,  zuwiderläuft,  und  mit  diesem  ordnungsrechtlichen 
Instrument natürlich vielfach andere als die gesetzgeberisch gewollten Zwecke 
verfolgt  werden.  Die  wichtigsten  Kritikpunkte  von  Hurenorganisationen, 
Gewerkschaften  und  Parteien,  die  sich  für  die  Rechte  der  Prostituierten 
einsetzen, sind folgende:

Sperrgebietsverordnungen  sind  vor  allem  Instrumente  zur  (eigentlich 
abgeschafften)  Reglementierung  der  Prostitution.  Durch 
Sperrgebietsverordnungen  werden  bestimmte  Prostitutionsformen  wie 
Straßenstrich  oder  Bordell-  und  Barprostitution  mit  Außenwirkung  in  vielen 
Bereichen unmöglich gemacht und damit oft quasi in die Illegalität gedrängt. In 
den  Toleranzzonen  bildet  sich  in  der  Regel  eine  Subkultur  mit  allen 
kriminologisch  unerwünschten  Begleiterscheinungen  des  "Rotlichtmilieus"  wie 
Rauschgifthandel,  Körperverletzungsdelikten  und  Verstößen  gegen  das 
Waffengesetz.  Somit  werden  Prostituierte  nach  wie  vor  häufig  ins  kriminelle 
Milieu hineingezogen, aus dem sie schwer wieder herauskommen und was durch 
das Prostitutionsgesetz ja eigentlich unterbunden werden sollte.

Starre  Sperrgebietsverordnungen  mit  häufig  knappen  Standplätzen  in  der 
Straßenstrichprostitution erhöhen nach Ansicht von Hurenorganisationen zudem 
den Konkurrenzdruck der Prostituierten untereinander und fördern den Einfluss 
von Zuhältern. Die Tätigkeit von Zuhältern, welche die Arbeitsbedingungen des 
Straßenstrichs  diktieren,  wird  begünstigt,  da  die  Frauen,  die  ansonsten 
unabhängig  arbeiten  könnten,  wegen  der  räumlichen  Beschränkung  nicht 
ausweichen können.
Das  häufig  verbreitete  Argument,  Sperrgebietsverordnungen  würden  die 
Prostitution übersichtlich machen und Kriminalität eindämmen, verkehrt sich also 
geradezu in sein Gegenteil.

In  der  Verhängung  von  Bußgeldern  oder  Geldstrafen  bei  Verstoß  gegen  die 
Sperr-gebietsverordnungen für Prostituierte kann auch nicht das geeignete Mittel 
gesehen werden, die Prostitution einzudämmen, da zu vielfach beobachten ist, 
dass Prostituierte im Gegenteil häufiger anschaffen gehen, nur um die Bußgelder 
bezahlen zu können. Ein Abschreckungseffekt tritt hingegen kaum ein.

Ein  wichtiger  Kritikpunkt  ist  zudem ein  gewisser  "Etikettenschwindel"  bei  der 
Rechtfertigung  von  Sperrgebieten.  Denn  bei  der  Durchsetzung  von 
Sperrgebietsverordnungen  geht  es  häufig  gar  nicht  um  den  vielgepriesenen 
Schutz der Jugend und des öffentlichen Anstandes, sondern wohl eher um die 
Durchsetzung  marktwirtschaftlicher  Interessen.  Prostitution  soll  aus  den 
Innenstädten verdrängt  und oftmals  in  recht  entlegene Gegenden der  Städte 
ohne jegliche Infrastruktur für die Prostituierten (keine sanitären Einrichtungen 
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oder  Telefonzellen)  abgedrängt  werden.  Damit  wird  jedoch im Ergebnis  nicht 
zuletzt auch das Risiko erhöht, dass Prostituierte Opfer von Gewalttaten werden.
Um nun wieder dieser ungewollten Entwicklung entgegenzuwirken, richten einige 
Großstädte, z.B. Dortmund, in jüngster Zeit Straßenstrichbereiche mit spezieller, 
auf  Straßenprostitution  zugeschnittener  Infrastruktur  in  Form  von 
Verrichtungsboxen ein, die auch bewacht werden. In anderen Orten werden den 
Prostituierten Container zur Verfügung gestellt, z.B. im München zu Zeiten des 
Oktoberfestes.

Die Unattraktivität von Zonen, in denen Prostituierte anschaffen dürfen, sowie 
erst Recht die in letzter Zeit zunehmende Einführung von Bußgeldern für Freier 
führen wohl auch teilweise zur Abschreckung von Freiern und schränken somit 
die Nachfrage ein. Dies führt dazu, dass auch weiterhin in den Sperrbezirken der 
Innenstädte der Prostitution nachgegangen wird, weil diese dort schlicht stärker 
gefragt ist.

Es ist schließlich zu bezweifeln, ob der in Art. 297 EGStGB beabsichtigte Schutz 
"der Jugend und des Anstandes" noch heutigen Sitten- und Moralvorstellungen 
widerspiegelt. In der heutigen Gesellschaft ist Sex ein Massenartikel, der einem 
überall begegnet. Vor allem in den Print- und Bildmedien sowie im Internet wird 
ein derart freizügiges Bild menschlicher Sexualität verbreitet, dass nicht mehr 
davon  die  Rede  sein  kann,  die  Bevölkerung  müsse  vor  dem  Anblick  der 
Prostitution  geschützt  werden.  Prostitution  bildet  lediglich  einen  Aspekt  des 
vermarkteten Sexuallebens der modernen Gesellschaft. Um speziell Kinder und 
Jugendliche zu schützen gibt es zudem die Vorschrift des § 184b StGB, auf die 
bereits eingegangen wurde.
Die  Annahme  der  Belästigung  von  Kindern  durch  Prostituierte  mutet  zudem 
absurd an angesichts der Tatsache, dass sich Straßenprostitution aufgrund der 
überwiegenden  Erwerbstätigkeit  der  Kunden  in  der  Regel  abends  und  nachts 
abspielt,  zu einer  Zeit  also,  zu der Kinder normalerweise nicht  mehr auf  der 
Straße sind.  Soweit  Kinder tagsüber auf  Prostituierte  treffen sollten,  ist  nicht 
einsichtig, warum sie durch die Frauen belästigt oder sonst gefährdet werden 
sollten, da sie als potentielle Kunden nicht in Frage kommen.
Darüber hinaus hat sich in der Jugendforschung die Einsicht durchgesetzt, dass 
sexuelle  Erfahrungen  zur  natürlichen  menschlichen  Entwicklung  gehören. 
Sexuelle Kontakte an sich gelten daher nicht mehr als Gefahr.

Insgesamt gesehen wäre es sicher sinnvoll gewesen den Vorschlag im ProstG zu 
verwirklichen und Art.  297 I,  II  EGStGB zu streichen,  denn die  Sperrgebiete 
haben zu  einer  Praxis  geführt,  die  weder  die  Interessen der  Bewohner  einer 
Stadt in jeder Hinsicht schützen noch den Interessen der Prostituierten gerecht 
werden. Man kann nicht auf der einen Seite die Sittenwidrigkeit abschaffen und 
auf der anderen Seite Prostituierte weiterhin reglementieren und in bestimmte 
Zonen abdrängen.

Nicht zuletzt ist natürlich auch dadurch, dass mancherorts – wie vor allem das 
Beispiel  Hamburg St.  Georg zeigt  – bestehende Sperrgebietsverordnungen im 
Grunde nicht durchgesetzt werden, sondern nur als Mittel der Ordnungsbehörden 
dienen, andere illegale Aktivitäten wie z.B. Verstöße gegen ausländerrechtliche 
Bestimmungen aufzudecken und zu verfolgen, eine erhebliche Rechtsunsicherheit 
aufgetreten.  Prostituierte  wie  Freier  sind  oftmals  einer  nicht  annehmbaren 
behördlichen Willkür ausgesetzt.
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